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Links-Grün findet sich doch noch
Umstrittene Nachtragskredite Nach hitzigen Diskussionen stimmt der Gemeinderat der Basishilfe
von Sozialvorsteher Golta zu. In einem anderen Geschäft zeigt das Parlament dem Stadtrat die Rote Karte.

Corsin Zander

Die Nervosität in der SP, das Pro-
jekt «Wirtschaftliche Basishilfe»
ihres Stadtrats Raphael Golta
könnte scheitern, war in den ver-
gangenen Tagen spürbar. Dies,
nachdem bekannt geworden war,
dass eine Mehrheit im Gemein-
derat einen Nachtragskredit
streichen könnte.

Golta möchte Armutsbetroffe-
nen, die keine Sozialhilfe bezie-
hen können, Bargeld auszahlen.
Für das Pilotprojekt budgetierte
der Stadtrat zwei Millionen Fran-
ken für 18 Monate. Weil er aber
nicht weiss, in welcher Phase wie
hohe Kosten anfallen, stellte er ei-
nen Nachtragskredit der vollen
zwei Millionen in diesem Jahr.

Drei Anträge
Das gehe nicht, fanden AL und
Grüne. Man könne nicht das
ganze Geld in diesem Jahr bud-
getieren, wenn man wisse, dass
man einen Teil davon auch im
nächsten Jahr noch brauche. Sie
wollten deshalb bloss eine Mil-
lion Franken für das laufende
Jahr budgetieren. Damit ver-
schafften sie den Bürgerlichen
plötzlich eine Mehrheit. GLP,
FDP und EVP kritisierten, es feh-
le dem Pilotprojekt die gesetzli-
che Grundlage, und die SVP fand
es grundsätzlich unnötig. Ge-
meinsam wollten sie den Nach-
tragskredit streichen.

Wegen der insgesamt drei An-
träge wurde mehrfach abge-
stimmt. In der ersten Runde er-
hielt der Vorschlag von AL und
Grünen am wenigsten Stimmen.

In der zweiten Runde ging es da-
rum, ob man die vollen zwei Mil-
lionen budgetieren will oder gar
das Pilotprojekt ablehnt und ihm
das Geld entzieht.

AL und Grüne schwenkten
dann doch noch um und stimm-
ten mit der SP. Mit 67 zu 54 Stim-
men wurde der Nachtragskredit
des Stadtrats genehmigt. Mehre-
re bürgerliche Rednerinnen und
Redner kündigten an, man wol-
le die Basishilfe noch juristisch
überprüfen lassen.

Ein «Schlamassel»
Keine Mehrheit fand ein weiterer
Nachtragskredit des Stadtrats. Er
hatte für die Suche nach einer
Nachfolge für die Direktorin der
städtischen Fachschule Viventa
zusätzlich 50'000 Franken bean-
tragt. Beim Rekrutierungsprozess
war einiges schiefgelaufen. Es
wurde eine Kandidatin vorge-
schlagen, von der sich herausstell-
te, dass sie die geforderten Quali-
fikationen gar nicht erfüllte. In der
Folge musste eine neue Nachfol-
ge gesucht werden. Weil der Pro-
zess schon weit fortgeschritten
war und die Zeit drängte, bezahlte
der Stadtrat einer externen Bera-
tungsfirma 50'000 Franken. Da-
mit gelang es schliesslich, einen
neuen Direktor zu finden.

Es ging dem Gemeinderat da-
rum, ein Zeichen zu setzen. Alan
David Sangines, SP-Vertreter in
der Rechnungsprüfungskom-
mission, sprach von einem
«Schlamassel». «So geht man
nicht mit Steuergeldern um!»

Die oberste Verantwortung für
die Vorgänge trägt Schulvorsteher
Filippo Leutenegger (FDP), der in

allen entscheidenden Gremien
den Vorsitz hatte. An der Viventa
macht man ihm gar den Vorwurf,
er habe einer ihm genehmen Kan-
didatin eine Kaderstelle verschaf-
fen wollen. Im Gemeinderat wi-
dersprach Leutenegger vehement.
Man habe nichts zu verstecken
und werde offene Fragen gerne in
einer Untersuchung der Ge-
schäftsprüfungskommission klä-
ren. Mit 70 zu 44 Stimmen zück-
te der Gemeinderat dennoch sym-
bolisch die Rote Karte und lehnte
den Nachtragskredit ab.
Die Nachricht hatte einen Entrüs-
tungssturm entfacht: Im Juni war
bekannt geworden, dass die Stif-
tung Alterswohnungen der Stadt
Zürich einen Systemwechsel bei
der Vergabe der kostengünstigen
Alterswohnungen plant. Ab Ok-
tober wollte sie die Wartelisten
abschaffen und durch ein Lossys-
tem ersetzen. Zwar hat Stadtrat
Andreas Hauri (GLP) inzwischen
eine Verschiebung um drei Jahre
angekündigt. Dennoch demons-
trierten gestern Nachmittag vor
dem Gemeinderatssaal in der
Messehalle 9 in Oerlikon rund
50 Seniorinnen und Senioren.

«Zürich will seine Alten durch
den Zufallsgenerator jagen», war
auf Transparenten zu lesen. Im-
mer wieder wurde skandiert:
«Lotterie? Nie, nie, nie!»

Hauri hielt vor dem Eingang
zur Messehalle eine kurze An-
sprache. Er zeigte Verständnis
und versprach, nach Verbesse-
rungen suchen. Aber es sei und
bleibe eine grosse Herausforde-
rung, bei der Vergabe der Alters-
wohnungen eine gerechte Lö-
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sung zu finden. Die Meinungen
dazu gingen weit auseinander.
Klar sei, dass Zürich mehr be-
zahlbare Wohnungen für Senio-
rinnen und Senioren brauche. Da
gebe es Aufholbedarf. (mth)

Senioren demonstrieren gegen Alterswohnungs-Lotterie
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Stellt sich der Kritik: Gesundheitsvorsteher Andreas Hauri (GLP) vor der Messehalle 9. Foto: Martin Huber


